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BVES STELLUNGNAHME ZU DEN 
ORIENTIERUNGSPUNKTEN 
INDUSTRIENETZENTGELTE DER 
BUNDESNETZAGENTUR 

1. EINLEITUNG 

Der BVES bedankt sich für die Möglichkeit, zu den Orientierungspunkten Industrienetzentgelte 

Stellung beziehen zu können. Als Bundesverband Energiespeicher Systeme e.V. vertreten wir mit 

über 450 Mitgliedsunternehmen die Speicherbranche in ihrer ganzen Bandbreite, sowohl über die 

Wertschöpfungskette hinweg: Forschung und Entwicklung, Technologieanbieter, Projektierer, 

Finanzierer, Versicherer, auf Energierecht spezialisierte Kanzleien und auch 

Komponentenhersteller sind bei uns organisiert. 

 
Der BVES begrüßt den von der Bundesnetzagentur eingeleiteten Paradigmenwechsel im Rahmen 

des AgNes-Verfahrens. Der Abschied von der historisch starren und flexibilitätshemmenden Logik 

der Netzentgelte hin zu einem systemdienlichen, anreizbasierten Modell ist zentral für das künftige 

Entgeltsystem und das Gelingen der Sektorenkopplung. Wir begrüßen die Veröffentlichung der 

Orientierungspunkte zu den Industrienetzentgelten und den intensiven Dialog, den die 

Bundesnetzagentur mit Industrie, Verbänden und Netzbetreibern führt.  

Die Diskussion der vergangenen Monate hat gezeigt, dass die Bundesnetzagentur die Belange der 

Industrie ernst nimmt. Insbesondere die breite Beteiligung von Unternehmen im Rahmen des 

Branchenworkshops war ein wichtiges Signal. Genauso begrüßen wir die Vor-Ort-Besichtigungen 

sowie die Pilotstudien für neue Entgelte, selbst wenn der Prozess dafür wenig transparent war. 

Angesichts des engen Zeitplans und hohen Handlungsbedarfs erscheint das agile Vorgehen jedoch 

verständlich. 

Der BVES unterstützt die Zielrichtung der Reform. Die Industrienetzentgelte müssen an den 

Flexibilitätsbedarf der Energiewende angepasst werden. Energiespeicher können Unternehmen 

helfen, diese Flexibilität bereitzustellen und gleichzeitig ihre Energiekosten zu senken. Flexible 

industrielle Verbraucher werden künftig eine zentrale Stütze und zugleich Nutznießer der 

Energiewende sein. 

Wir begrüßen deutlich, dass die Bundesnetzagentur die Rolle von Energiespeichern für die 

Flexibilisierung von Verbrauchern explizit anerkennt und stets mitbedenkt. Dies sehen wir als 

wegweisend dafür an, dass flexible industrielle Verbraucher künftig eine zentrale Stütze und zugleich 

Nutznießer der Energiewende sein können. 

1.1. REGULATORISCHE UNSICHERHEIT ADRESSIEREN UND FADENRISS BEIM 

BATTERIESPEICHERAUSBAU IN DER INDUSTRIE VERMEIDEN 

Gleichzeitig besteht derzeit eine zentrale Unsicherheit, die zeitnah adressiert werden sollte: Es ist 

noch nicht ausreichend erkennbar, welche Unternehmen künftig die Anforderungen erfüllen können. 
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Ebenfalls fehlt weiterhin eine belastbare Grundlage zur realistischen Abschätzung künftiger 

Belastungen bzw. Optimierungsmöglichkeiten. 

Wir können nachvollziehen, dass die Diskussionen zu den Industrienetzentgelten nochmalig 

verschoben wurden und nun nach der AgNes-Festlegung erfolgen soll. Eine gründliche Diskussion 

und die Einführung einer wohl überlegten Regelung sind im Sinne der Verbraucher. Die daraus 

resultierende sehr kurze Frist, sich auf die neue Regelung einzustellen, sollte jedoch nicht zu Lasten 

der Unternehmen gehen. Dies würde die Bemühungen der Bundesnetzagentur konterkarieren. 

Wir fordern deshalb, dass die Verschiebung auch Folgen für die Einführung hat: Es braucht 

verlässliche Übergangsregelungen insbesondere für die atypischen Netznutzer, die heute von den 

Regelungen nach § 19 Abs. 2 StromNEV profitieren. Besonders bei Kunden kleiner 10 GWh gilt 

dasselbe Argument, das die BNetzA für Bandlastkunden angibt: eine „unverhältnismäßige 

wirtschaftliche Beeinträchtigung“ (Orientierungspunkte, S. 17) abzuwenden. 

Die Unklarheit des regulatorischen Rahmens insbesondere bei der Atypik hemmt derzeit, wie beim 

Stand-Alone Speicherausbau die Entwicklung. Wir haben positiv zur Kenntnis genommen, dass die 

Bundesnetzagentur im Bereich der Stand-Alone Speicher die Bedenken der Industrievertreter ernst 

genommen hat. Deshalb plädieren wir auch hier für Übergangsfristen, welche die heute noch nicht 

kalkulierbaren Konsequenzen der Einführung abfedern können und Unternehmen weiter anreizen, in 

Flexibilität und Speicher zu investieren. 

1.2. BENCHMARK PROZESSWÄRME: AUSBAU THERMISCHER ENERGIESPEICHER STARTEN 

UND ELEKTRIFIZIERUNG VON HOCHTEMPERATURPROZESSWÄRME MÖGLICH MACHEN 

Hochtemperaturprozesswärme oberhalb des Niveaus von Wärmepumpen muss elektrifiziert 

werden, um die Stromwende wirklich möglich zu machen. Netzentgelte spielen dabei eine 

entscheidende Rolle. Denn bislang waren regelmäßig die Netzentgelte pro kWh allein teurer als 

Erdgas inklusive aller Nebenkosten. Ein neues Regime, das Basis eines erneuerbaren 

Energiesystems sein will, muss den Anspruch haben, diese Benchmark zu erfüllen. 

Industrienetzentgelte spielen aus unserer Perspektive dafür eine zentrale Rolle. 

Die Flexibilisierung der Bandlast ist dafür entscheidend. Hier geht die Bundesnetzagentur in die 

richtige Richtung. Kann besonders flexibler Betrieb mit bisherigen Rabattierungen kombiniert 

werden, stößt dies die Elektrifizierung von Prozesswärmeanwendungen mit thermischen Speichern 

an. 

Die Übergangsfristen halten wir in Anbetracht der geringen diskutierten Flexibilitätsanforderungen 

der Bundesnetzagentur (siehe Beispielrechnung unten) für sehr großzügig und erachten auch eine 

schnellere Einführung für möglich. Mindestens optional sollten die neuen Regelungen bereits ab 

1.1.28 zur Verfügung stehen.  

Im Folgenden unsere Anmerkungen im Einzelnen  
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2. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN 

2.1. UMSTELLUNG AUF MONATLICHE BETRACHTUNG POSITIV 

Die BNetzA-Pläne, von der kalenderjährlichen Betrachtung der Zielerreichung auf eine monatliche 

Abrechnung überzugehen, unterstützen wir. Dies nimmt ein enormes finanzielles Risiko von den 

Unternehmen. Eine einzige unverschuldete Zielverfehlung (z. B. durch Revisionen oder technische 

Störungen) vernichtet somit nicht mehr rückwirkend den Rabatt eines gesamten Jahres. Das erhöht die 

Resilienz des Systems erheblich. 

2.2. FOKUS SOLLTE AUF ERFÜLLUNG VON KRITERIEN GELEGT WERDEN, NICHT AUF 

ANSTRENGUNGEN VON UNTERNEHMEN, DIESE ZU ERREICHEN 

Rabattierungen müssen immer auf Gegenleistungen basieren. Diese Gegenleistung muss aber in der 

Währung gemessen werden, welche Netzauswirkungen ein Verhalten hat. Sie darf nicht darin bestehen, 

welche Anstrengungen finanzieller oder sonstiger Art unternommen werden, diese Netzauswirkungen zu 

erzielen. 

 

Die Bundesnetzagentur spricht sehr explizit Mitnahmeeffekte einzelner Unternehmen an. Wir möchten 

Ihnen nahelegen, von dieser Sprachregelung Abstand zu nehmen. Es liegt in der Natur der Sache, dass 

einzelne Betriebe durch ihr Produktionsverhalten automatisch unter die Regelungen fallen, die in der 

Vergangenheit in Teilen auch wenig spezifisch waren. Dies ist aber immer den Anforderungen 

zuzurechnen, nicht der Erfüllungsseite. 

 

Werden künftig neue Produktionsstraßen aufgebaut, werden selbstverständlich von vornherein bereits 

die neuen Anforderungen berücksichtigt, sodass keine anschließenden Anpassungen mehr nötig sein 

werden. Die Effekte für das Netz sind identisch. Es sollte keinen Grund geben, die unternehmensinternen 

Anstrengungen als Kriterium zu verwenden. 

2.3. KÜNFTIGE INDUSTRIENETZENTGELTE MÜSSEN DIE ROLLE DES MITTELSTANDS 

BERÜCKSICHTIGEN 

Die Orientierungspunkte lassen derzeit offen, welcher Kreis von Unternehmen künftig von 

Netzentgeltrabatten profitieren kann. Diese Frage ist aus Sicht des BVES von zentraler Bedeutung. 

Die Diskussion konzentriert sich bislang stark auf sehr große industrielle Verbraucher. Dies erfolgte 

bislang mit der Begründung, dass die Flexibilisierung großer Verbraucher einen großen Effekt hat, 

welcher die Rabattierung begründen kann. 

 

Gleichzeitig wird die Energiewende jedoch von der Dezentralisierung und einer Vielzahl 

mittelständischer Unternehmen getragen. Gerade im Bereich der Elektrifizierung, der Prozesswärme 

und der dezentralen Flexibilität entstehen zahlreiche neue Potenziale außerhalb der klassischen 

energieintensiven Großindustrie.  
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Aus Sicht des BVES sollte die zukünftige Systematik daher nicht ausschließlich auf wenige sehr große 

Verbraucher ausgerichtet werden. Dies kann mit dem großen Effekt vieler Reaktionen verargumentiert 

werden: Die große Anzahl kleiner und mittlerer Unternehmen kann in Summe erhebliche 

Flexibilitätswirkungen für das Stromsystem entfalten. Dies gilt insbesondere dann, wenn 

Speichersysteme zur Lastverschiebung und Flexibilisierung eingesetzt werden. 

Der BVES regt daher an, die künftigen Industrienetzentgelte so auszugestalten, dass auch 

mittelständische Unternehmen Zugang zu den vorgesehenen Entlastungen erhalten können, sofern sie 

einen messbaren Beitrag zur Flexibilisierung und Systementlastung leisten. 

2.4. ROLLE DER NEUEN NETZENTGELTWÄLZUNG BRAUCHT MEHR KLARHEIT 

In den Orientierungspunkten wie auch im Workshop wurde die Rolle des neuen Wälzungsmechanismus 

betont. Reduktionen der Netzentgelte zwischen 20-80 % wurden in den Raum gestellt, jedoch mit der 

Anmerkung, dass diese Zahlen noch nicht belastbar seien. Die Entlastungen auf Umspann- und 

Mittelspannungsebene sollen zudem deutlicher geringer sowie regional unterschiedlich ausfallen. 

 

Wir begrüßen grundsätzlich Entlastungen bei Netzentgelten. Wir bitten jedoch darum, heute noch nicht 

belastbare Zahlen nicht als Argument dafür zu verwenden, dass künftig Belastungen sinken werden und 

die Industrienetzentgelte deshalb eine verminderte Relevanz für Kostensenkungen haben könnten. Diese 

Unsicherheit ermöglicht keine Planungssicherheit für Verbraucher und könnte sich als falsche 

Versprechung herausstellen. 

Zudem bedeuten Entlastungen bis zur Mittelspannung zusätzliche Belastungen für die Niederspannung, 

in der eine große Zahl von Gewerbeunternehmen angeschlossen ist. Die Belastungen müssen künftig 

gerecht verteilt werden. 

3. ATYPISCHE NETZNUTZUNG 

3.1. ÜBERGANGSREGELUNGEN 

Zur Frage (Seite 10): Welche Übergangsregelung für die bisherigen industriellen atypischen 

Netznutzungen wäre angemessen?  

 

Wir fordern eine Übergangsregelung für alle, die bislang unter die Regelungen der Sondernetzentgelte 

fallen, unabhängig vom Jahresverbrauch. Die Argumente für Übergangsregeln lediglich für Verbraucher 

größer 10 GWh erscheinen aus unserer Sicht nicht stichhaltig. Diese Schwelle ist willkürlich gewählt, da 

sie in der Regulatorik der atypischen Netznutzung bisher keine Rolle gespielt hat und daher auch für 

Betriebe, die erst kürzlich in Flexibilitäten investiert haben, nicht absehbar war. Um den Einbruch bei der 

Investition in Flexibilitäten zu verhindern, muss die atypische Netznutzung (ggf. in einer 

weiterentwickelten Form) bis zur Einführung von dynamischen Netzentgelten für die Industrie in Kraft 

bleiben. Dies muss auch für Neukunden gelten, da bei einer Einschränkung auf Bestandskunden ebenfalls 

der Anreiz für neue Investitionen in Nachfrageflexibilität wegfallen würde. 
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Auch bei kleineren Verbrauchern gilt zudem das, was Sie für größere Verbraucher in Anschlag bringen: 

Sie sollen „in die Lage versetzt werden, sich ohne unverhältnismäßige wirtschaftliche Beeinträchtigung 

auf die neue Netzentgeltsystematik“ einstellen können (Orientierungspunkte, S. 17). Die wirtschaftliche 

Beeinträchtigung trifft kleine wie große Unternehmen gleichermaßen, ggf. könnte man gar 

argumentieren, dass sie kleine Unternehmen stärker betrifft, weil keine großen Konzernstrukturen 

abfedernd dahinterstehen. 

 

Zudem führen Sie an, dass die aktuelle Ausgestaltung der atypischen Netznutzung keinen positiven 

Effekt auf die Netzauslastung habe, da die betroffenen Netzebenen oftmals nicht durch Entnahme, 

sondern durch Einspeisung belastet seien. In der Praxis sehen wir aber in allen Regionen und 

insbesondere auch in der Mittelspannung, dass Netzanschlüsse für Neuanlagen oder Erweiterungen 

abgelehnt werden, weil netzseitig die Bezugsleistung nicht bereitgestellt werden kann. Das wirft die Frage 

auf, wie beide Sachverhalte vereinbar sind. 

 

Zudem kann auch die Belastung der Netze durch Einspeisung durch eine erhöhte Nachfrageflexibilität 

gelöst werden. Dafür wäre eine Weiterentwicklung der atypischen Netznutzung mit der Einführung von 

"Niedriglastzeitfenstern" (oder genauer "Zeitfenster mit hoher Einspeiseleistung") angemessener und 

zielführender als das derzeitige Vorgehen. Durch den ersatzlosen Wegfall der atypischen Netznutzung 

Ende 2028 bei einer Einführung von dynamischen Netzentgelten in der Industrie erst Mitte der 2030er 

Jahre ist davon auszugehen, dass für eine sehr große Menge gewerblicher und industrieller Unternehmen 

für ein ganzes Jahrzehnt (heute – 2035) kein durch die Netzsituation ausgelöster Anreiz für eine 

Flexibilisierung ihrer Stromnachfrage bestehen wird. Das hätte in der aktuellen Phase der Energiewende 

fatale Auswirkungen auf den dringend benötigten Hochlauf der Flexibilität im Stromsystem. Die BNetzA 

hat diesen Bedarf auch selbst erkannt, beispielsweise bei der vorgesehenen Flexibilisierung des 

Bandlastprivilegs. Das macht es umso unverständlicher, warum diese Flexibilität nur bei einer sehr 

kleinen Gruppe von Betrieben eingefordert wird, während für den Rest der Wirtschaft 

Flexibilisierungsanreize gestrichen und nicht ersetzt werden sollen. 

 

Die angeführten Mitnahmeeffekte treffen für viele Unternehmen nicht zu. In den vergangenen Jahren 

haben viele Betriebe in Batteriespeicher investiert, um ihre Stromnachfrage flexibilisieren zu können. 

Diese privatwirtschaftlichen Investitionen waren nur deshalb tragfähig, weil die bereitgestellte Flexibilität 

über die reduzierten Netzentgelte entlohnt wurden. Dieser Anreiz würde komplett wegfallen, sodass mit 

einem starken Einbruch der Investitionen in Nachfrageflexibilität zu rechnen ist. 

 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass auch im Rahmen der allgemeinen Netzentgeltsystematik und dem 

geplanten KP-AP-Modell eine Optimierung des Energieverbrauchs erfolgen kann. Aber auch hier ist 

derzeit noch nicht absehbar, welche Effekte dies haben kann. Sobald konkrete Zahlen genannt werden, 

stehen wir gerne bereit, Feedback zu geben und die Möglichkeiten und Konsequenzen zu evaluieren. 
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4. BANDLAST 

4.1. ÜBERGANGSREGELUNG 

Wir halten den Übergangszeitraum für bestehende Bandlasten bis zum 31.12.2031 für sehr großzügig. 

Er verzögert den dringend notwendigen Umbau hin zu einem flexiblen Stromsystem und zementiert 

fossile bzw. unflexible Produktionsmuster. Dies insbesondere deshalb, weil die Anforderungen sehr 

gering sind, wie unsere Beispielrechnung unten zeigt. 

 

Wir erachten eine kürzere Übergangsfrist für ausreichend und legen mindestens nahe, das neue Regime 

optional von Beginn der neuen StromNEV anzubieten.  

4.2. BEISPIELRECHNUNG ZUR MACHBARKEIT DER FLEXIBILISIERUNG 

Ein typischer Bandlastkunde mit einem Jahresverbrauch von 10 GWh/a fährt bei ca. 8.000 

Volllaststunden eine konstante Leistung von ca. 1,25 MW. 

 

● Die geforderte Lastflexibilität von 3 % entspricht einer Leistungsänderung von gerade einmal 

37,5 kW (unter 40 kW). 

● Um diese Leistung über eine geforderte Erbringungsdauer von beispielsweise 8 Stunden 

autonom zu erbringen, wird eine batterieelektrische Kapazität von ca. 300 kWh (bzw. ein 

Standard-Speicher von 320 kWh) benötigt. 

● Die Investitionskosten für einen solchen Speicher amortisieren sich in kürzester Zeit und sind 

vertretbar. 

 

Angesichts dieser kleinen technischen und finanziellen Hürden ist eine Übergangsfrist bis 2031 ein 

falsches Signal und bremst den Markt für dezentrale Flexibilitätsoptionen künstlich aus. 

5. AGNES REFORM + INDUSTRIENETZENTGELTE SIND BRAKE-OR-MAKE-MOMENT 
FÜR ELEKTRIFIZIERUNG VON HOCHTEMPERATURPROZESSWÄRME 

Die zukünftige Netzentgeltsystematik sollte nicht nur bestehende industrielle Stromverbräuche 

betrachten, sondern auch die Elektrifizierung industrieller Wärmeprozesse möglich machen. Besondere 

Bedeutung kommt hierbei der Elektrifizierung von Hochtemperatur-Prozesswärme zu. Dies sollte eine 

Benchmark für jedes neue Netzentgeltregime sein, welches den Anspruch hat, Basis eines 

Energiesystems mit hauptsächlich erneuerbarer Erzeugung zu sein. 

Die Dekarbonisierung des Wärmesektors (Heiz- und Prozesswärme) betrifft über 50 % des deutschen 

Endenergieverbrauchs und ca. 60 % der gesamten Industrieemissionen. Die Umstellung von fossilem 

Erdgas auf strombasiertes Heizen (Power-to-Heat) in Kombination mit thermischen Energiespeichern 

(TES) stellt den wichtigsten Hebel der industriellen Wärmewende dar. 

Während Wärmepumpen für viele Anwendungen bereits heute wirtschaftlich eingesetzt werden können, 

bestehen für höhere Temperaturniveaus (ohne den Effizienzhebel von Wärmepumpen, lediglich mit 
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einer Umwandlungseffizienz von nahezu 100 %) weiterhin erhebliche Wettbewerbsnachteile gegenüber 

Erdgas. Die Höhe der Netzentgelte spielt hierbei eine entscheidende Rolle. 

Die künftige Netzentgeltsystematik muss sicherstellen, dass Strom als Energieträger für industrielle 

Hochtemperaturprozesse wettbewerbsfähig werden kann und damit die Grundlage gelegt ist, damit die 

Transformationsszenarien der Industrie auch tatsächlich den Weg in die Praxis finden. 

Thermische Energiespeicher ermöglichen dabei eine besonders netz- und systemdienliche Fahrweise. 

Unternehmen können Strom gezielt in Zeiten hoher erneuerbarer Erzeugung und niedriger Preise 

beziehen, speichern und zeitversetzt als Prozesswärme nutzen. Diese Flexibilität senkt nicht nur die 

Energiekosten der Unternehmen, sondern entlastet gleichzeitig das Stromsystem. 

Der BVES begrüßt deshalb die Überlegungen der Bundesnetzagentur, die Netzentgelte auf höheren 

Spannungsebenen zu reduzieren. Entscheidend wird jedoch sein, dass die tatsächlichen Entlastungen 

ausreichend groß ausfallen, um die notwendige Wettbewerbsfähigkeit gegenüber fossilen 

Energieträgern sicherzustellen. 

Dieser Wechsel erfolgt jedoch ausschließlich dann, wenn strombasierte Wärme ökonomisch 

konkurrenzfähig zu fossilen Energieträgern ist. Die künftige Ausgestaltung der Netzentgelte ist hierbei 

der entscheidende „Make-or-Break-Moment“: 

 

● Der Gaspreis-Benchmark: Eine Investition in Power-to-Heat-Systeme und thermische Speicher 

rechnet sich für Unternehmen nur, wenn die Grenzkosten der strombasierten Wärmeerzeugung in 

ausreichend vielen Stunden des Tages gleich oder niedriger sind als die Gaskosten: 

Strompreis + Netzentgelt + Umlagen/Steuern ≤ Gaspreis + CO2-Preis + Gasnetzentgelt 

 

● Pönalisierung von Flexibilität verhindern: Aufgrund der Volatilität von Erneuerbaren müssen PtH-

Anlagen in den wenigen günstigen Stunden des Tages sehr hohe elektrische Leistungen 

beziehen, um die thermischen Speicher für den Rest des Tages zu laden. Dieses hochgradig 

flexible, systemdienliche Verhalten führt zu extremen Leistungsspitzen bei gleichzeitig geringen 

Volllaststunden. 

● Unter dem alten Netzentgeltsystem werden solche Leistungsspitzen massiv pönalisiert. Wenn 

das neue AgNes-Grundmodell durch starre Kapazitätsbepreisung oder hohe Grundpreise die 

Netznutzungskosten künstlich verteuert, wird die Preisparität zum Gas systematisch verhindert 

und die Sektorenkopplung blockiert. 

Forderung: Die BNetzA sollte sicherstellen, dass die Netzentgeltsystematik zu Zeiten geringer 

Netzauslastung (Niedriglastzeitfenster) sehr geringe Grenzkosten aufweist. 

5.1. DEFINITION DER REFERENZLAST FÜR HOCHFLEXIBLE SYSTEME (PTH UND SPEICHER) 

Die BNetzA knüpft die Rabattgewährung an einen Jahresverbrauch von mindestens 10 GWh/a sowie 

die Fähigkeit, die Bezugslast um mindestens 3% im Verhältnis zu einer definierten Referenzlast 

anzupassen. 

Die bisher diskutierten Modelle zur Bestimmung dieser Referenzlast orientieren sich einseitig am 

historischen Verhalten starrer Bandlastabnehmer (d. h. kontinuierliche Abnahme über nahezu 8.000 

h/a). Für hochflexible, marktdienliche Systeme ist dieser Ansatz ungeeignet und diskriminierend: 
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● Eine moderne Power-to-Heat-Anlage mit thermischem Speicher reagiert naturgemäß 

hochdynamisch auf Markt- und Netzsignale. Sie fährt absichtlich extreme Lastwechsel (Wechsel 

zwischen 0% und 100% Last). 

● Hat eine solche Anlage in den Stunden vor einem Signal aufgrund niedriger Marktpreise bereits 

mit 100% Leistung gefahren, kann sie bei einem positiven Flexibilitätssignal (Last erhöhen) 

physikalisch nicht weiter hochregeln. Ihre historische Referenzlast der Vortage wäre hoch, was 

eine relative Erhöhung unmöglich macht. 

● Umgekehrt kann eine Anlage, die im Standby (0% Last) auf Preissignale wartet, bei einem 

negativen Signal (Last senken) diese nicht weiter reduzieren. 

 

 
 

Forderung: Die Referenzlast sollte so definiert werden, dass dynamische Systeme nicht vom Rabatt 

ausgeschlossen werden. Wir schlagen vor, die Referenzlast als gleitenden Durchschnitt über einen 

längeren Zeitraum zu berechnen, bspw. die letzten 12 Monate. 

 

Zudem erachten wir als äußerst nützlich, wenn transparente Berechnungsbeispiele für Anlagen 

veröffentlicht werden, die im Normalbetrieb strukturell zwischen Extrempunkten (z. B. 0% und 100% 

bzw. 10% und 90%) wechseln. 

5.2. DIFFERENZIERTE RABATTSTAFFELUNG NACH VORLAUFZEIT, ERBRINGUNGSDAUER UND 

SYMMETRIE 

Der BVES begrüßt den Ansatz, die Rabatthöhe an die physikalische Qualität der erbrachten Flexibilität 

zu koppeln. Die Kriterien Reaktionsgeschwindigkeit (Vorlaufzeit), Erbringungsdauer und Symmetrie 

sind dafür die richtigen Stellschrauben. 

● Allerdings müssen diese Parameter präzisiert werden. Insbesondere bei der Erbringungsdauer 

bedarf es klarer zeitlicher Untergrenzen (z. B. Mindest-Abrufzeiträume), damit Speicher- und PtH-

Betreiber ihre thermischen und elektrischen Kapazitäten präzise dimensionieren können. Eine zu 

vage Definition verhindert die verlässliche Kalkulation von Investitionen. 
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6. WEITERE THEMEN MIT BEDEUTUNG FÜR DAS GELINGEN DES VORLIEGENDEN 
VORHABENS 

6.1. REFORM DES BAUKOSTENZUSCHUSSES (BKZ) ZUR HEBUNG VON 

FLEXIBILITÄTSPOTENZIALEN 

Bislang dient der Baukostenzuschuss (BKZ) als statischer Anreiz für Netzkunden, die benötigte 

Anschlussleistung so gering wie möglich zu dimensionieren. In einem von volatiler Erzeugung 

geprägten Stromsystem ist dieser Ansatz kontraproduktiv: 

● Je größer die installierte Anschlussleistung eines Industriebetriebes im Verhältnis zu seiner 

Durchschnittslast ist, desto größer ist sein Potenzial, dynamisch auf Netzengpässe oder extreme 

Preisausschläge zu reagieren (z. B. durch schnelles Laden eines Speichers). 

● Ein hoher, kapazitätsbasierter BKZ bestraft die Bereitstellung dieser dringend benötigten 

Flexibilität bereits am Netzanschlusspunkt. 

Der BKZ sollte künftig nicht mehr die Verringerung der Anschlussleistung anreizen. Wir fordern einen 

deutlich reduzierten BKZ, der durch starke operative Anreize zur netzdienlichen Bewirtschaftung des 

Anschlusses (mittels dynamischer Netzentgelte) flankiert wird. Es darf künftig allein auf die 

tatsächliche Bewirtschaftung des Anschlusses ankommen, nicht auf dessen physikalische 

Dimensionierung. 
 

 


